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TAGESORDNUNGSPUNKT 1:

ERÖFFNUNG UND BEGRÜßUNG

Dr. Angela Merkel, Vorsitzende der CDU: Liebe Delegierte, liebe Gäste des kleinen Par-
teitages, sprich: des Bundesaüsschusses der CDU! Hiermit eröffne ich den Bundesaus-
schuss unserer Partei heute hier in Berlin. Ich begrüße Sie, liebe Delegierte und Gäste,
ganz herzlich in Berlin im Wilhelminenhof hier in Schöneweide, also in Köpenick, zu unse-
rem Bundesausschuss, der unter dem Motto steht: Zuwanderung steuern - Integration för-
dern. Vielen Dank, dass Sie in die Bundeshauptstadt Berlin gereist sind, und herzlich will-
kommen!

(Beifall)

Mit besonderer Freude begrüße ich Sie, lieber Eberhard Diepgen, den Regierenden Bür-
germeister der Bundeshauptstadt Berlin und Vorsitzenden des Landesverbandes unserer
Partei, an einem Tag, der für die CDU dieser Stadt mit Sicherheit nicht einfach ist. Umso
mehr haben Sie unsere Unterstützung und unsere Solidarität!

(Beifall)

Wir haben diesen Bundesausschuss unter das Thema „Zuwanderung steuern — Integration
fördern" gestellt, und ich möchte deshalb ganz herzlich in besonderer Weise Peter Müller,
den Chef der Kommission, die sich mit diesem Thema befasst hat, begrüßen, und zwar zu-
sammen mit den Innenministern aus unseren Ländern, die mitgearbeitet oder an diesem
Thema Anteil genommen haben. Stellvertretend für alle besonderen Gäste dieses Bundes-
ausschusses nenne ich Herrn Volker Bouffier, den hessischen Staatsminister des Innern;
Herrn Christian Köckert, den Innenminister des Landes Thüringen; Herrn Dr. Thomas
Schäuble, den Innenminister des Landes Baden-Württemberg; Herrn Jörg Schönbohm,
den Innenminister von Brandenburg, und Herrn Dr. Eckart Werthebäch, den Senator für In-
neres des Landes Berlin. Herzlich willkommen zu diesem ganz speziellen Thema!

(Beifall)

Nicht minder herzlich begrüße ich die Vertreterinnen und Vertreter von Presse, Rundfunk
und Fernsehen, möchte sie aber zugleich bitten, es uns zu ermöglichen, dass wir in der not-
wendigen Art und Weise arbeiten, damit sie über eine arbeitsame Sitzung berichten können
— hoffentlich gut berichten. Herzlich willkommen und auf gute Kooperation!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zu TAGESORDNUNGSPUNKT 2:

WAHL DES TAGUNGSPRÄSIDIUMS

In Ihren Unterlagen finden Sie den Vorschlag für die Wahl des Tagungspräsidiums. Den-
noch lese ich die Namen noch einmal vor: Vorsitzender des Tagungspräsidiums soll Eber-
hard Diepgen sein; als weitere Mitglieder sind der Fraktionsvorsitzende Friedrich Merz, der
Generalsekretär Laurenz Meyer, Peter Müller, Volker Ruhe, Dr. Jürgen Rüttgers, Dr. An-
nette Schavan und Christian Wulff vorgesehen. Wenn Sie mit diesem Vorschlag einver-



standen sind, bitte ich Sie um Ihr Zeichen mit der Stimmkarte. - Danke schön. Wer ist da-
gegen? — Wer enthält sich der Stimme? — Damit ist das Tagungspräsidium einstimmig so
beschlossen, und ich bitte die Aufgerufenen nach oben.

Wir können dann unsere Sitzung durch den gewählten Tagungspräsidenten fortsetzen las-
sen. Bitte schön, Eberhard Diepgen!

Eberhard Diepgen, Tagungspräsidium: Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf
mich zunächst im Namen des Tagungspräsidiums für das Vertrauen bedanken, das in der
Wahl zum Ausdruck kommt, die Sie gerade durchgeführt haben. Selbstverständlich gibt es
das Bemühen des gesamten Tagungspräsidiums, diesen Bundesausschuss zügig und ef-
fizient zu leiten. Ich darf alle Delegierten bitten, das mit ihren Beiträgen auch im Einzelnen
zu unterstützen. Dafür schon vorab vielen Dank!

Wir kommen zu TAGESORDNUNGSPUNKT 3:

BESCHLUSSFASSUNG ÜBER DIE TAGESORDNUNG

Die vorgesehene Tagesordnung ist Ihnen mit der schriftlichen Einladung fristgemäß zuge-
gangen und liegt in der aktualisierten Form Ihren Tagungsunterlagen bei. Ich gehe davon
aus, dass die Tagesordnung in dieser Form Ihre Zustimmung findet. Darf ich um die Ge-
genprobe bitten! - Damit ist das so beschlossen.

Nun zu weiteren satzungsmäßigen Regularien, zunächst zu TAGESORDNUNGSPUNKT
4:

BESTÄTIGUNG DER VOM BUNDESVORSTAND EINGESETZTEN
ANTRAGSKOMMISSION

Die entsprechende Liste liegt ebenfalls in Ihren Tagungsunterlagen. Meine Damen und
Herren, wer diesem Vorschlag zustimmen möchte, den bitte ich hiermit um das Kartenzei-
chen, - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Somit ist die Antragskommission bestätigt.

Mir ist aufgegeben, noch einen Hinweis an die Mitglieder der Antragskommission zu rich-
ten. Die Antragskommission wird sich um 13 Uhr zur Behandlung von Initiativanträgen an
den Bundesausschuss im Raum der Antragskommission treffen.

Wir gehen nun zu TAGESORDNUNGSPUNKT 5 über:

WAHL DER MANDATSPRÜFUNGSKOMMISSION

Der Bundesvorstand schlägt Ihnen für den Bundesausschuss eine Mandatsprüfungs-
kommission vor. Die Namensliste ist ebenfalls in den Tagungsunterlagen enthalten. Gibt es
dazu Wortmeldungen oder Ergänzungen? - Das ist nicht der Fall. Dann darf ich zur Ab-
stimmung kommen. Wer mit dem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um das Karten-
zeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die Mandatsprüfungskommission so
gewählt.

Wir brauchen auch noch eine Stimmzählkommission, und deshalb rufe ich TAGESORD-
NUNGSPUNKT 6 auf:



WAHL DER STIMMZÄHLKOMMISSION

Dazu liegt Ihnen wiederum ein Vorschlag des Bundesvorstandes vor. Gibt es dazu Anmer-
kungen? - Das ist nicht der Fall. Wer mit dem Vorschlag einverstanden ist, den bitte ich um
das Kartenzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit ist die Stimmzählkommission
so bestimmt.

Nun ist mir aufgegeben, noch einige Anmerkungen zum organisatorischen und zeitlichen
Ablauf zu machen. Ich bitte dafür um besondere Aufmerksamkeit.

Wichtig ist der Antragsschluss. Ich möchte Ihnen vorschlagen, dass der Antragsschlussfür
Sachanträge, also Änderungsanträge zum Vorschlag des Bundesvorstandes, sowie für
weitere Initiativanträge auf 12 Uhr festgesetzt wird.-Es erhebt sich kein Widerspruch; dann
ist es so beschlossen.

Das Büro der Antragskommission befindet sich in der vierten Etage, also unter uns. Den
Treppenzugang finden Sie neben der Bühne; er ist entsprechend ausgeschildert.

. Wenn Sie einen Sachantrag stellen möchten, wenden Sie sich bitte an die Mitarbeiter; aber
das kennen Sie ja aus vielen vorangegangenen Gremiensitzungen unserer Partei.

Satzungsgemäß muss ich noch auf § 27 der Geschäftsordnung hinweisen. Ein Antrag kann
nur dann gestellt werden, wenn er von mindestens sechs stimmberechtigten Delegierten
unterstützt wird.

Ich bitte darum, dass sich die Mandatsprüfungskommission nach dem Tagesordnungs-
punkt 10 im Organisationsbüro einfindet.

Schließlich habe ich darauf hinzuweisen, dass bei Wortmeldungen, die während der jewei-
ligen Aussprache und der Antragsberatung abgegeben werden, die Wortmeldezettel zu be-
nutzen sind, die Ihren Unterlagen beiliegen. Vor der Bühne auf der von Ihnen aus gesehen
rechten Seite sitzt eine Mitarbeiterin, die die Wortmeldungen entgegennimmt.

Meine Damen und Herren, ich habe noch die Bitte, dass Sie die Wortmeldezettel vollstän-
dig ausfüllen und dabei vor allen Dingen darauf hinweisen, zu welchem Thema Sie spre-
chen wollen. Das erleichtert dem Präsidium die Verhandlungsführung und einen sach-
gemäßen Ablauf der Tagung.

Das waren die Regularien. Gibt es dazu noch Anmerkungen? -Wenn nicht, habe ich mei-
ne wichtigste Aufgabe am heutigen Tage erfüllt, und ich gebe das Tagungspräsidium auf-
tragsgemäß - so steht es hier im Sprechzettel - an Frau Schavan weiter. Bitte sehr!

Dr. Annette Schavan, Tagungspräsidium: Wir kommen zu TAGESORDNUNGSPUNKT 7:

GRUßWORTE '

Zum Grußwort des Regierenden Bürgermeisters von Berlin gebe ich das Wort gleich zurück
an Eberhard Diepgen, den Vorsitzenden des CDU-Landesverbandes.

(Beifall)



Eberhard Diepgen: Frau Tagungspräsidentin! Liebe Angela Merkel! Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Liebe Freunde! Ich hatte mir vorgenommen, meine Bemerkungen über
die Entwicklung von Berlin kurz zu fassen. Denn ich bin ganz sicher, dass viele von Ihnen,
nein, alle von Ihnen in der letzten Zeit des Häufigen in der Bundeshauptstadt waren, dass
Sie die Entwicklung der Stadt unmittelbar nachvollzogen haben, dass Sie gesehen haben,
welche Entwicklungen es gibt, sodass ich nicht lange darauf hinweisen muss, dass Berlin
nunmehr - als Berliner sage ich: Gott sei Dank - wirklich Regierungssitz, Sitz von Parla-
ment und Bundesrat geworden ist und dass sich daraus eine Reihe von ganz wichtigen Ent-
wicklungschancen für Berlin ergeben haben.

Wir als Berliner mussten uns daran gewöhnen, dass die Nachrichten von Berliner Politik
jetzt weitgehend Nachrichten aus der Bundesregierung und den anderen Bundesorganen
sind. Manchmal sind wir dabei immer noch etwas irritiert, denn die Nachrichten sind nicht
immer positiv.

Meine Damen und Herren, der heutige Tag ist-vorhin hat unsere Bundesvorsitzende das
auch kurz angesprochen - für Berlin vielleicht sogar ein Tag eines Paradigmenwechsels.
Es gibt einen Tabubruch in der Berliner Politik: Die Sozialdemokraten, eine Partei, die ein-
deutig zu den Verlierern der letzten Parlamentswahl gehörte, die in dieser Stadt Berlin, ei-
ner klassischen Stadt der Sozialdemokratie, auf 22 Prozent zusammengeschrumpft ist, hat
die Zusammenarbeit mit der CDU aufgekündigt. Im Kern geht es dabei nicht um die Frage,
wie.denn ein Haushalt im Einzelnen gestaltet werden kann; es geht auch nicht allein um die
Frage der Lösung einer ärgerlichen Bankenkrise, sondern im Kern geht es den Sozialde-
mokraten ganz offensichtlich um die Macht in der Bundeshauptstadt.

Meine Damen und Herren, bei diesem Grußwort will ich doch die Gelegenheit nutzen, auf
zwei, drei ganz typische Entwicklungen der Stadt Berlin hinzuweisen. Sie sind hier in einem
Stadtteil von Berlin, der der Stadtteil von Union ist:

(Beifall)

Endspielteilnehmer im Pokal, Aufstieg in die zweite Bundesliga, ein Verein, der ein klassi-
scher Arbeiterverein war und ist, und zwar in den Traditionen genau dieses Berliner Stadt-
teils. Das war—ich muss leider sagen: war—ein typischer Arbeiterbezirk. Das ist hier eine Re-
gion, die verbunden ist mit der Industrie-Entwicklung Deutschlands. Hier gab es in der Ver-
gangenheit Zehntausende von Arbeitsplätzen. Das Bemerkenswerte, das Problematische an
der Entwicklung Berlins lässt sich hieran ablesen, weil von diesen Arbeitsplätzen im Bereich
der Industrie kaum noch etwas übrig geblieben ist. Das ist eine Folge der Entwicklung der
letzten zehn Jahre, ist eine Folge der Teilung Deutschlands, ist aber auch eine Folge der Ver-
änderung der wirtschaftlichen Strukturen in der Stadt selbst, der schnellen Aufgabe der Ber-
linförderung, der neuen Herausforderungen der Globalisierung und der internationalen Kon-
kurrenz. All diese Betriebe hier im Industriesektor waren nicht mehr konkurrenzfähig.

Übrigens gehört zur Industrielandschaft Berlins auch, dass ein Großteil, nein, im Grunde
der Kernbestand der Industrie Berlins, soweit er neue Technologien erfasste, schon in der
Zeit der Teilung irgendwo in den Süden oder den Westen der Bundesrepublik Deutschland
abgewandert war.
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Aus diesem Standort hier können Sie entnehmen, welche Anstrengungen notwendig waren
und notwendig sind, um eine neue wirtschaftliche Grundlage im Bereich von neuen Tech-
nologien, der Verbindung von Wissenschaft, Forschung und Produktion in Berlin aufzubau-
en. Das Positive an der Entwicklung Berlins ist, dass es dabei in diesem neuen Berlin in der
Tat einen massiven Umbruch gegeben hat, der allerdings noch lange nicht so weit ist, dass
die Zahl der Arbeitslosen wirklich angemessen gesunken wäre. Wir haben einen Anteil von
Arbeitslosen in einer Größenordnung von über 16 Prozent. Das sind genau die alten Berli-
nerinnen und Berliner, es ist im Westteil der Stadt der Arbeiter in der Industrie, und hier, im
ehemaligen Ostteil der Stadt, ist er es ebenfalls.

Die besonderen Herausforderungen beim Aufbau können Sie auch an diesem Stadtteil hier
beobachten. Denn hier mussten die Infrastrukturen neu erstellt werden, mussten neue An-
bindungen vorgenommen werden, sowohl in den Verkehrswegen als auch in dem, was zur
industriellen Infrastruktur gehört: neue Ansiedlungen, die es hier mit internationalen Unter-
nehmen durchaus wieder gibt. So sind koreanische Firmen hier angesiedelt.

Wichtig ist auch: Ganz in der Nähe dieses Industriestandortes, nicht weit von hier entfernt,
befindet sich der neue Technologiepark in Adlershof, wo genau diese Verbindung von Pro-
duktion, Forschung, Ausbildung und Industrie hergestellt wird.

Meine Damen und Herren, das ist ein Teil Berlins, und ich nenne das deswegen, weil im Au-
genblick bundesweit - was ich ausdrücklich begrüße - offensichtlich vor dem Hintergrund
der schwierigen Entwicklung eines Berliner Unternehmens, nämlich der Bank, Aufmerk-
samkeit auf Berlin gerichtet wird. Jetzt plötzlich wird begriffen, welche Herausforderungen
und welche Schwierigkeiten es in den letzten zehn Jahren hier gegeben hat und wie die Auf-
bauarbeit im Einzelnen war.

Weil ja immer der Verdacht besteht, die Berliner würden nicht richtig mit Geld umgehen und
nicht ausreichend sparen, möchte ich einen weiteren Punkt ansprechen: Wir haben in den
letzten Jahren 67 000 Planstellen im öffentlichen Dienst abgebaut, und zwar haushalts-
wirksam über 50 000. Wir haben in den letzten Jahren den Haushalt insgesamt um zehn
Prozent reduziert. Ich sage das, um deutlich zu machen, welche Herausforderungen es hier
gab und weiterhin gibt. Das strukturelle Haushaltsdefizit in Berlin hängt mitteilungsbeding-
ten Lasten zusammen, die eben noch nicht einmal im Bereich des Aufbaus der Infrastruktur
entstanden sind, bei den Verkehrswegen, bei den Neubaumaßnahmen in der Innenstadt,
sondern die schlicht und ergreifend aus alten Wohnungsbaufinanzierungen noch aus der
Zeit der Teilung entstanden sind. 3,5 Milliarden DM sind das jährlich an Zinsen und Woh-
nungsbaufinanzierung. Die gehören eigentlich in einen Fonds Deutsche Einheit. Wenn wir
das geschafft hätten, und zwar gegen viele in der Republik, hätten wir einen Teil unserer ak-
tuellen Probleme nicht. Das will ich hier im Bundesausschuss auch noch einmal deutlich
machen.

Meine Damen und Herren, der Hintergrund dieser Bemerkung ist aus meiner Sicht deswe-
gen so wichtig, weil daraus klar wird, dass bestimmte Herausforderungen in der Stadt nur
auf längere Sicht gelöst werden können, was noch nicht einmal mit spezifischen Fragen ei-
ner Hauptstadt zu tun hat. Das möchte ich hier ausdrücklich festhalten.



Aber nun zur aktuellen politischen Situation: Meine Damen und Herren, die Sozialdemo-
kraten haben seit Anfang dieses Jahres strikt darauf hingearbeitet, die Mehrheitsverhält-
nisse im Berliner Abgeordnetenhaus in anderer Weise zu nutzen. Sie haben vorgegeben,
es ginge dabei um irgendwelche Finanzierungsfragen. In Wirklichkeit haben sie seit De-
zember des vergangenen Jahres konsequent an einem Bündnis gearbeitet, und zwar mit
den Grünen und der PDS. Im Berliner Abgeordnetenhaus gibt es eine Mehrheit von Sozial-
demokratie, Grünen und PDS, und seitdem die Grünen ihr Tabu aufgegeben haben und be-
reit sind, gegebenenfalls gemeinsam mit der PDS eine Regierung zu bilden, war die strate-
gische Situation in der Stadt eine andere als vorher. Konsequent haben die Sozialdemo-
kraten in einer Stadt, die in dieser Form unter der Teilung gelitten hat, die unter Mauer und
Stacheldraht gelitten hat, ihre Zusammenarbeit mit den Kommunisten, den Postkommuni-
sten, vorbereitet. Dies ist in Wirklichkeit ein Skandal!

(Lebhafter Beifall)

Lassen Sie es mich einmal sehr vereinfacht sagen: Richtig konsequent wären die Sozial-
demokraten, wenn sie die Neuwahlen in Berlin am 13. August dieses Jahres anstreben wür-
den, am 40. Jahrestag der Errichtung der Mauer.

(Beifall)

Ich sage das deswegen, weil das ganze Ausmaß des Verfalls von politischer Kultur genau
an diesem Zusammenhang deutlich wird.

Dazu eine weitere Information: Bei den vorangegangenen Wahlen haben sich die Sozial-
demokraten darüber beschwert, ihnen würde unterstellt, dass sie auch nur in irgendeiner
Weise mit der PDS zusammenarbeiten wollten. Sie haben sich beschwert und gemeint, das
sei ein Abgrund der politischen Kultur. Ich kann nur sagen: Wer so sein Wort gegenüber den
Wählern bricht, der verstößt gegen alle Grundsätze der politischen Kultur.

(Beifall)

Aber es geht hierbei nicht nur- deshalb habe ich diese Ausgangspositionen ganz kurz be-
schrieben - um die Frage, ob die Kommunisten, ob die Postkommunisten mit Herrn Gysi
hier an der Macht beteiligt werden, ob sie gemeinsam - nach welchem Modell auch immer,
ob Sachsen-Anhalt oder Mecklenburg-Vorpommern - einen Senat wählen werden, son-
dern es geht auch um die Frage der Konzepte für den Aufbau dieser Stadt. Meine Sorge ist,
dass die Sozialdemokraten, die Kommunisten und die Grünen kein Konzept dafür haben,
das, was in Berlin notwendig ist, auch wirklich fortzusetzen.

Wer wie diese Parteien beispielsweise sagt, wir brauchten keinen internationalen Flugha-
fen, wer im Grunde sagt, wir sind bereit, die Universitäten und die Forschungseinrichtungen
weiter zu begrenzen und einzuschränken, also dort Sparmaßnahmen durchzuführen, die
die Qualität zutiefst beeinträchtigen, der betreibt Abriss und eine Politik, die nie dazu führen
wird, dass diese Stadt von der notwendigen Hilfe und von den hohen Leistungen im Rah-
men des Länderfinanzausgleichs weniger abhängig sein wird. Genau das ist der Hinter-
grund, der jedenfalls mich zutiefst besorgt macht.
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Meine Damen und Herren, noch eine Bemerkung: Ich danke natürlich, liebe Angela Merkel,
für die Hinweise der Solidarität. Davon gehe ich aus. Ich denke - und da möchte ich Sie ein-
fach alle um Unterstützung bitten -, wir werden als Berliner Union in den nächsten Wochen
und Monaten darum kämpfen, dass diese Entwicklung, die ich dargestellt habe, Berlin nicht
ins Abseits führt. Vor Wahlen haben wir auch überhaupt keine Sorge. Zum richtigen Zeit-
punkt wird es auch hier wieder die Entscheidungen für die Union geben!

(Beifall)

Wissen Sie, wer zehn Jahre lang eine große Koalition geführt hat und dabei immer die De-
moskopie erlebt hat, wer alle Prognosen gehört hat und wer dann — wie die Berliner Union —
immer wieder gute Wahlergebnisse hatte, der kann die Berlinerinnen und Berliner doch
halbwegs richtig einschätzen. Bei allem Ärger über das, was die Bankenproblematik, die
Bankenkrise betrifft, werden die Berliner das, was im Augenblick geschieht, nämlich eine
solche Strategie und Taktik der Sozialdemokraten, nicht honorieren.

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir einen weiteren Hinweis: Es gibt eine soge-
nannte liberale Partei. Dass sich die liberale Partei und Herr Rexrodt gemeinsam mit den
Kommunisten hinstellen und hier in Berlin für Destabilität sorgen wollen, dass sie ein Bünd-
nis mit denen eingehen, das ist - um das sehr klar und deutlich zu sagen - auch Verrat an
liberalem Gedankengut.

(Beifall)

Aber ich will jetzt das Grußwort nicht zur Darstellung der Gesamtstrategie missbrauchen.
Ich sage Ihnen nur: Die Union hier in Berlin ist im Augenblick in einer schwierigen Situation.
Wir werden das hier in Berlin mit Geschlossenheit meistern. Wir werden mit den Wählern,
mit den Bürgerinnen und Bürgern diskutieren, und wir haben wegen der Wahlen keine Be-
fürchtungen. Das ist die Botschaft, die ich Ihnen hier vermitteln möchte, verbunden mit der
Bitte: Wenn es denn im Wahlkampf so weit ist, kommen Sie her, unterstützen Sie uns! Wir
müssen dafür Sorge tragen, dass diese Stadt auch eine Stadt der Freiheit und der Demo-
kratie bleibt!

Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall)

Dr. Annette Schavan, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, lieber Herr Diepgen, für Ihr
Grußwort, für ein kämpferisches Grußwort. Wir wiederholen, was am Beginn schon gesagt
worden ist: Die, die hier sind, aus den Regionen, aus denen wir kommen, stehen hinter Ih-
nen in schwierigen Tagen, hinter Ihnen und der CDU.hier in Berlin.

Damit gebe ich das Wort wieder an Sie zurück.

Eberhard Diepgen, Tagungspräsidium: Ich rufe TAGESORDNUNGSPUNKT 8

BERICHT DER VORSITZENDEN DER CDU DEUTSCHLANDS

auf und erteile unserer Bundesvorsitzenden das Wort. Bitte, Frau Dr. Merkel!
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Dr. Angela Merkel, Vorsitzende der CDU: Herr Tagungspräsident! Liebe Delegierte! Liebe
Gäste dieses kleinen Parteitages! Ich freue mich, Sie alle heute hier in Berlin begrüßen zu
können, Sie, die Delegierten, Sie, die Gäste, aber auch die Pressevertreter.

So ein Kleiner Parteitag bringt es mit sich, dass auf die etwas mehr als 100 Delegierten
wahrscheinlich fast doppelt so viele Vertreter der Presse kommen. Ich habe mich
gefragt, ob das ausschließlich mit unserem - zugegebenermaßen außerordentlich
guten - Antrag über Zuwanderung und Integration zu tun hat. Vielleicht liegt es ja auch
an etwas anderem: Vielleicht hat das Interesse ja auch mit Personalvorschlägen, mit
Personaldiskussionen um Kernmannschaften u. ä. zu tun, die in den letzten zwei bis
drei Wochen in den Medien und in manchen Interviews immer wieder eine Rolle gespielt
haben.

Natürlich ist auch mir klar, dass Programmatik und inhaltliche Weiterentwicklung, wie wir sie
heute betreiben, niemals von Personen, von Köpfen getrennt werden können. Doch eben-
so klar ist: In der Politik kommt es hinsichtlich Programmatik, Strategien und Personen ins-
gesamt immer auf Klugheit, auf Weitsicht, auf Standfestigkeit, auf Disziplin und nicht zuletzt
auf den richtigen Zeitpunkt an.

(Beifall)

Liebe Freunde, ich bin mit Edmund Stoiber darin einig, dass jeder Vorsitzende einer Partei,
sei es der CDU, sei es der CSU, Verantwortung dafür trägt, dass genau diese Klugheit, die-
se Weitsicht, diese Standfestigkeit und diese Disziplin sowie das Gefühl für den richtigen
Zeitpunkt als Einheit erkannt, gesehen und dann auch durchgesetzt werden.

Damit kein Missverständnis entsteht: Es geht dabei wirklich nicht vordergründig um
Disziplin, sondern - liebe Freunde, ich kann es gar nicht ernsthaft genug sagen - um
das Wohl, um das Schicksal dieser Union. Es geht um das Schicksal dieser Union nach
einer Wahlniederlage 1998 und vor der entscheidenden Aufgabe im Jahre 2002: nicht
im Jahre 2006, nicht im Jahre 2010, sondern im Jahre 2002 wieder die Regierung der
Bundesregierung Deutschland zu stellen. Darum geht es, um nicht mehr und nicht
weniger!

(Beifall) .

Deshalb sage ich: Niemand, wirklich niemand hätte etwas davon* wenn CDU und CSU in ei-
nen Wettstreit eintreten würden, wer von beiden denn nun mehr oder weniger, früher oder
später, besser oder schlechter den Anspruch auf eine Kanzlerkandidatur erheben kann.
Wenn wir uns auf eine solche Diskussion einließen, machten wir- davon bin ich zutiefst
überzeugt-einen entscheidenden Fehler. Wirtäten den zweiten Schritt vordem ersten und
wüssten genau, dass niemand an diesem Fehler mehr Interesse hätte als die Sozialdemo-
kraten und die rot-grüne Koalition. Deshalb, liebe Freunde, werden wir diesen Fehler nicht
machen.

Nein, ich muss es noch einmal sagen - Edmund Stoiber und ich haben darüber ausführlich
gesprochen -: Wir haben uns nicht aus Lust und Laune auf unseren Zeitplan zur Bestim-
mung der Kanzlerkandidatur für Anfang 2002 verständigt, sondern weil wir genau aus die-
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ser Frage eine Stärke machen wollen. Liebe Freunde, wenn wir es geschickt machen, wenn
wir keinen Fehler machen, dann werden wir aus dieser Frage eine Stärke machen, und das
wird gut für uns alle sein, für die Union und für Deutschland.

•(Beifall)

Die Personalfrage, die Kanzlerkandidatenfrage, ist sicherlich eine wichtige Frage, aber sie
ist nur eine von sechs wichtigen Fragen, die wir bis zur Wahl 2002 klären müssen.
Wir müssen uns als erstes fragen: Wie ist die wirtschaftliche und die politische
Ausgangslage? Wie ist sie zu bewerten, und vor allen Dingen, wie gelingt es uns,
den Menschen zu sagen, wie wir sie anhand der konkreten Fakten einschätzen?

Wir müssen zweitens klar machen, dass wir mit dem Konrad-Adenauer-Haus eine schlag-
kräftige Truppe zur Organisation des Wahlkampfes haben. Allerdings werden wir auf dem
Weg zur Wahl 2002 drittens immer mit der Erkenntnis leben müssen, dass wir die schlech-
tere finanzielle Ausstattung haben. Wir werden die Sozialdemokraten in dieser Hinsicht aus
vielen Gründen nicht toppen können.

Weil das so ist, wird es viertens darauf ankommen, dass wir die Zielgruppen, die Gruppen,
die wir überzeugen können und überzeugen wollen, entschlossen und vernünftig anspre-
chen.

Fünftens, liebe Freunde, geht es - das ist mir ganz wichtig - um die politische Botschaft.
Was wollen wir den Menschen 2002 sagen, wenn wir sie überzeugen wollen, CDU und CSU
zu wählen?

Liebe Freunde, die Ausgangslage wird doch die folgende sein. Die Menschen stehen in der
Wahlkabine und fragen sich: Was ist gut für mich, für mein Leben? Wer und welche Partei
bietet für mich die besseren Chancen im Blick darauf, wie ich mir vorstelle, mein Leben ge-
stalten zu können? Wem traue ich zu, dass er Deutschland auf einen guten Weg führt?^

Genau deshalb glaube ich, dass der Weg richtig ist, den wir gemeinsam beschritten haben,
indem wir die Konsequenzen aus der Niederlage von 1998 gezogen und gesagt haben: Ja-
wohl, wir haben verstanden; wir haben nicht auf jede Frage die zufrieden stellende Antwort
gehabt, aber wir werden sie suchen, und zwar suchen unter dem Motto, mitten im Leben bei
den Menschen stehen zu wollen. Damit zeigen wir, dass wir ganz unerschütterlich und ganz
eigensinnig unseren Weg gehen.

Wir wissen - Friedrich Merz als Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion weiß das
genauso wie ich als Vorsitzende der CDU -: Opposition besteht vor allem darin, Wächter
und Kritiker der regierenden Parteien zu sein. Liebe Freunde, wir haben diese Aufgabe
wahrgenommen, und wir werden sie in Zukunft genau so wahrnehmen, wie es sich gehört.
Schröder braucht diese Kritik, Schröder braucht diese Überwachung, Schröder braucht ei-
ne starke Opposition.

(Beifall)

Friedrich Merz und ich sind uns aber auch darüber einig: Opposition bedeutet ebenso, je-
derzeit wieder die Regierung übernehmen zu können. Das verlangt eben mehr, als nur Nein
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zu sagen. Es verlangt, dass wir inhaltliche Antworten haben, dass wir Alternativen aufzei-
gen können, mit denen wir vor die Menschen treten und ihnen sagen können: So stellt sich
die CDU die Antwort vor.

Wenn wir das tun wollen, müssen wir uns immer überlegen: In welchem Umfeld arbeiten
wir? Eberhard Diepgen und die Berliner Situation machen es uns heute, an diesem Tage,
noch einmal in besonderer Weise deutlich: Die Sozialdemokraten und die Grünen haben
seit 1998/99 und ganz besonders auch in diesem Jahr nichts unversucht gelassen, die CDU
als großen politischen Machtfaktor in diesem Lande auszuschalten.

Liebe Freunde, es ist die große Leistung dieser politischen Partei, dass es dazu nicht ge-
kommen ist. Es ist die große Leistung derer, die heute hier sind, der Delegierten, der Gäste,
aber auch und vor allem die Leistung unserer Mitglieder, dass wir als großer politischer
Machtfaktor im Spiel und Wettbewerb sind. Dafür ganz herzlichen Dank!

(Beifall)

Lieber Eberhard Diepgen, genau aus diesem Grunde erleben und sehen wir, was sich
hier in Berlin abspielt. Wer gestern gesehen hat, wie Herr Strieder zum letzten Koali-
tionsgespräch gegangen ist, der hat gewusst: Die Sozialdemokraten wollen keine Fort-
führung der Koalition. Man hat es gesehen, und - Sie haben es gesagt - man hat es seit
Monaten gespürt: Die Sozialdemokraten wollen die Mehrheitsverhältnisse in dieser Stadt
ändern.

Die CDU war immer dann am besten, wenn sie in schwierigen Situationen furchtlos die Auf-
gaben und die Probleme angegangen ist, die vor uns lagen. Deshalb, lieber Eberhard Diep-
gen, versichere ich Ihnen: Wir werden als Bundespartei und, wie ich denke, mit allen Lan-
desverbänden für die Partei in dieser Bundeshauptstadt das tun, was notwendig ist. Wir tun
alles, um rot-rote Bündnisse in der Stadt des Mauerbaus zu verhindern, zu vermeiden, und
wir werden mit den Menschen darum kämpfen.

(Beifall)

Wir werden zeigen: Wir sind keine Schönwettertruppe. Wir werden zeigen: Wir halten auch
im Sturm zusammen. Ich bin ganz sicher, das wird die Menschen auch in Berlin überzeu-
gen. Deshalb stehen sicherlich spannende und schwierige Monate vor uns, aber sie sind ei-
ne wichtige Etappe auf dem Weg zur Bundestagswahl 2002. Berlin kann sich auf die Bun-
des-CDU verlassen!

(Beifall)

Ich sage es auch für die Bundespolitik: Kein Untersuchungsausschuss der Welt wird uns
daran hindern, den Menschen in diesem Lande unsere Konzepte für die Zukunft zu präsen-
tieren. Wir leben mit unserer Geschichte, im Guten wie im Schlechten. Aber wir sind uns ei-
nig: Wir gehen unseren Weg, unseren Weg von der Familienpolitik über die Erneuerung der
Bildungspolitik heute zum Thema „Zuwanderung". Denn jeder spürt es doch: Anfang des
21. Jahrhunderts leben wir in einer dramatisch sich verändernden Zeit. Wir beschreiben das
immer wieder mit den Worten, wir gingen von der Industrie- zur Wissensgesellschaft. Wer
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einmal seine Kinder beobachtet, wer die Umstrukturierung der Arbeitswelt beobachtet, der
merkt doch, dass das Kennzeichen dieser Zeit vor allem ist, dass sich die Dinge ändern,
dass sie sich schnell ändern.

Sicherlich braucht jede politische Entscheidung ein Stück weit Pragmatismus, aber, liebe
Freunde, Pragmatismus allein ist nichts. Pragmatismus braucht Richtung, Pragmatismus
braucht Ziele, Pragmatismus braucht Prioritäten, und darum geht es uns als Union. Nur ei-
ne Politik, die dies schafft, die den täglichen Entscheidungen Richtung gibt, wird zukunfts-
fähig sein.

Das Spannende in dieser Zeit, in diesem Übergang von der Industrie- zur Wissensgesell-
schaft ist doch, dass wir spüren: Politik ist nicht allzuständig, Politik kann sicherlich nicht al-
les regeln, aber Politik hat den Auftrag, die Chance und die Möglichkeit, die Veränderungen
so zu gestalten, dass sie zum Nutzen der Menschen sind. Genau darum geht es.

Eine solche Politik muss eine Doppelstrategie sein: Sie muss an den richtigen Stellen eingrei-
fen, aber sie muss den Menschen auch Freiheiten eröffnen und sie an den richtigen Stellen
loslassen. Das heißt, eine solche Politik muss Schwerpunkte setzen, Prioritäten setzen, Prio-
ritäten benennen und auch den Mut haben zu sagen: Ja, darum kümmern wir uns vorrangig.

Liebe Freunde, meine erste Priorität ist die Priorität für die nächste Generation. Viele machen
sich heute noch nicht klar, wie sich unsere Gesellschaft in zehn, zwanzig, dreißig Jahren ver-
ändert. Wir freuen uns, dass wir mehr ältere Menschen sein werden. Aber genauso müssen
wir uns überlegen, was das für die Jüngeren in unserer Gesellschaft bedeutet. Wie schaffen
wir es, in einer alternden Gesellschaft die Innovationsfähigkeit, die Kraft zur Erneuerung auf-
rechtzuerhalten? Wie gehen wir mit der demographischen Herausforderung um?

Wenn wir sagen, wir haben nach 1998 etwas gelernt, dann heißt das auch: Wir haben gelernt,
dass uns die Menschen unsere Wertvorstellungen, unser Eintreten für die Familie nur dann
abnehmen, wenn sich das Eintreten für die Familie auch in der konkreten Politik zeigt. Ich ste-
he nicht an zu sagen: Das war nicht immer so. Deshalb haben wirdaraus gelernt, und deshalb
sind wir der Meinung: Wir werden ab 2002 eine klare Priorität für die Familien setzen.

(Beifall)

Damit kein Missverständnis auftritt: CDU und CSU haben die wesentlichen Weichen für die
Familienpolitik in diesem Lande gestellt. Wir haben ein Fundament, auf dem wir aufbauen
können. Aber auch wir sind zeitweise - auch wegen anderer Belastungen - zu einem Punkt
gekommen, wo wir nicht mehr mittelfristig vorausschaubar für die Familien gesagt haben,
was sie von uns zu erwarten haben.

Liebe Freunde, ich halte es für nicht richtig, dass eine Million Kinder in der Bundesrepublik
Deutschland von Sozialhilfe abhängig sind. Unser Ziel heißt: Keiner soll wegen der Ent-
scheidung für ein Kind in die Sozialhilfe kommen. Ich finde, das ist mehr als richtig.

(Beifall)

Deshalb haben wir gemeinsam mit der Bundestagsfraktion ein Familiengeld entwickelt. Da-
zu sagen nun viele: Meine Güte, 60 Milliarden Mark, das kann euch doch nur in der Opposi-
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